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Nur so 
dahingesagt
Mit einem Jahr Gefängnis 

muss rechnen, wer falsch schwört.
Gilt das auch für 

Bundeskanzler und Minister?
Eidleister Kohl (1982): „Nutzen mehren, Schad
Fünfmal hat Helmut Kohl vor dem
Deutschen Bundestag feierlich die
Hand gehoben und geschworen,

„dass ich meine Kraft dem Wohle des deut-
schen Volkes widmen, seinen Nutzen meh-
ren, Schaden von ihm wenden, das Grund-
gesetz und die Gesetze des Bundes wahren
und verteidigen, meine Pflichten gewis-
senhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen
jedermann üben werde“. Fünfmal bestand
Kohl auf dem Zusatz: „So wahr mir Gott
helfe.“ Und fünfmal, so viel ist nach der
CDU-Spendenaffäre gewiss, hat er diesen
Eid gebrochen. 

Unangenehme Folgen muss der CDU-
Patriarch deshalb allerdings nicht befürch-
ten. Denn ein Amtseid, so die erstaunliche
Expertise von Staatsanwaltschaft, Landes-
justizministerium Nordrhein-Westfalen und
Bundestagsverwaltung, ist gar kein richti-
ger Eid – und auf den Wahrheitsgehalt
kommt es auch nicht an. Das bekam je-
denfalls ein Neusser Unternehmensbera-
ter im Ruhestand höchstrichterlich be-
scheinigt, der Kohl wegen Verletzung des
Amtseids verklagen wollte. 

Günther Stohmann, 72, hat sich sein Le-
ben lang politisch engagiert. In den fünfzi-
ger Jahren gehörte er zu den Gründungs-
mitgliedern der FDP in Ostwestfalen. Als
aber Erich Mende 1960 Parteichef wurde,
waren die Liberalen nicht länger seine Par-
tei. Bei einem befreundeten Unternehmer
lernte Stohmann 1972 Herbert Wehner
kennen. Man diskutierte bis spät in die
Nacht, am nächsten Morgen trat Stohmann
der SPD bei. 
läger Stohmann: Eine Art „Kneipeneid“ 
Von Helmut Kohl hat der Genosse
Stohmann nie viel gehalten. Als der zu-
gab, er habe persönlich Spenden einge-
trieben und sie, entgegen dem Parteienge-
setz, nach Gusto verteilt, erstattete der
Neusser Strafanzeige wegen mehrfachen
Meineids.

Der Rentner fühlte sich gut gerüstet.
Denn mit Gefängnis nicht unter einem Jahr,
so steht es in Paragraf 154 des Strafgesetz-
buchs, wird bestraft, „wer vor Gericht oder
vor einer anderen zur Abnahme von Ei-
den zuständigen Stelle falsch schwört“.
Für den Amtseid eines Bundeskanz-
lers gilt dies allerdings nicht, erfuhr Stoh-
mann. Anhaltspunkte für eine Straftat, 
so teilte die Staatsanwaltschaft in Bonn 
mit, lägen nicht vor. Der Amtseid eines
Kanzlers – wie seiner Minister – sei nur
„ein politisches Versprechen und kein Eid

in einem gerichtlichen Ver-
fahren“. 

Doch so leicht ließ sich
Stohmann nicht abwim-
meln. Erstens, widersprach
er in einem erneuten
Schreiben an die Staatsan-
waltschaft, sei nirgends die
Rede davon, dass ein Eid in
einem gerichtlichen Ver-
fahren zu erfolgen habe.
Zweitens sei der Bundes-
tag doch immerhin „das
höchste Verfassungsorgan
des deutschen Volkes und
kein Kegelverein“. Und drit-
tens würden gerichtliche
Urteile schließlich im Na-
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men des deutschen Volkes und nicht im
Namen Justitias gesprochen. 

Stohmann erweiterte seine Anzeige um
den Ex-Innenminister Manfred Kanther, der
in Hessen Parteigeld illegal in die Schweiz
transferiert hatte. Wieder ohne Erfolg. Ge-
genstand des Amtseids von Kanzler und
Kabinett, schrieb die Staatsanwaltschaft, sei
„nicht die Wahrheit von behaupteten Tat-
sachen, sondern das künftige staatspoliti-
sche Verhalten des Eidesleistenden“. 

Stohmann wandte sich nun an das Jus-
tizministerium in Nordrhein-Westfalen, das

den Fall an die General-
staatsanwaltschaft in Köln
weiterleitete – das Ergebnis
blieb dasselbe: kein Mein-
eid, kein Verfahren.

Nach vier vergeblichen
Anläufen bei Justiz und
Landesbehörden suchte der
Rentner entnervt Unter-
stützung bei der Bundes-
politik. Ob es denn an-
gehen könne, fragte er
beim „lieben Genossen“
und Bundestagspräsidenten
Wolfgang Thierse an, dass
der Amtseid nur so eine
Art „Kneipeneid“ sei, nach
dem rheinischen Motto:
„Dat schwör ich dich beim
Grab meiner Oma?“ 

Aus dem Amtsdeutsch
übersetzt lautet die Ant-
wort: im Prinzip ja. Es sei
zwar unbestreitbar, ließ
Thierse wissen, dass der
Amtseid in puncto Geset-
zestreue nicht eingehal-
ten worden sei. Mit dem
Amtseid aber solle nur
„grundsätzlich die voll-
kommene Identifizierung

des Gewählten mit den in der Verfassung
niedergelegten Wertungen und Aufgaben
bekräftigt werden“. 

In gewisser Weise darf Helmut Kohl 
sich sogar bestätigt sehen, wenn er sich 
an Recht und Gesetz nicht gebunden 
fühlt. Im Unterschied zu einer beeide-
ten Falschaussage vor Gericht handelt es
sich nämlich laut Bundestagspräsident
beim Amtseid um eine „über das Recht-
liche hinausgehende Selbstbindung an 
die Verfassung“. Es sei „Sache der Öffent-
lichkeit, also nicht zuletzt der Wählerin-
nen und Wähler, Qualität und Erfolg die-
ser Selbstbindung zu beurteilen und zum
Beispiel auch mit dem Stimmzettel zu
bewerten“.

Für Günther Stohmann, den der Brief-
wechsel mit dem Amtsschimmel „den Rest
meiner politischen Überzeugung gekostet
hat“, gibt es nur eine logische Konsequenz:
„Wenn der Amtseid ohnehin nur leeres Ge-
schwätz und ein billiges Schauspiel ist –
warum schaffen wir ihn dann nicht gleich
ab?“ Tina Hildebrandt

en wenden“
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